
Ergebnis: 
 
Die Vorlage wurde in die Sitzung des Ausschusses für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften am 17. November 2009 vertagt. 
 
Die Verwaltung wurde gebeten, die Befugnisse der künftigen Aufsichtsräte den anderen 
fakultativen Aufsichtsräten der anderen städtischen Gesellschaften anzupassen. 

 
 


